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Sind Stiftungsbezüge cedirbar? 


Von Dr. Emanuel Adler, Concipient der Prager Finanzprocuratur. 


(Schluß.) 


Die ſtiftungswidrige Verwendung ſteht nun ſeſt, ſobald der 
Stiftling das aus der Stiftung Empfangene gänzlich in anderer 
Weiſe verbrauchte, ſo daß ihm deſſen ordnungsmäßige Verwendung 
unmöglich geworden iſt. Sie ſteht aber nicht minder ſeſt, wenn er 
ſich dieſelbe von vornherein dadurch unmöglich gemacht hat, daß er 
den Stiftungsbezug zu einem mit dem Stiftungszweck in keiner wie 
immer gearteten Verbindung ſtehenden Zwecke an einen Andern cedirt, 
ſo daß Dieſer und nicht er ſelbſt die Stiftungseinkünfte erhalten ſoll. 
Nur wird in dieſem letzteren Falle die Verwirkung des Bezuges nicht 
eine Klage auf deſſen Rückerſtattung zur Folge haben müſſen, da ſie 
rechtzeitig genug feſtſtehen kann, um die Auszahlung des Bezuges 
zu verhindern, indem fie dem bezüglichen Anſuchen des Ceſſionars ent- 
gegengeſetzt wird, deſſen Anſprüche nothwendig zugleich mit denen 
eines Auctors, des Stiftlings, hinfällig werden müſſen. Was hier 
bezüglich der Verwirkung des Stiftungsbezugsrechtes geſagt wurde, 
wird bei jenen Stiftungen, deren Genuß dem Stiftling den Anſpruch 
auf wiederkehrende Leiſtungen gewähren, wie insbeſondere bei den 
Stiftungen zum Unterhalte beſtimmter Perſonen, jeweils nur be— 
züglich der einzelnen Leiſtungen für ſich Anwendung finden können. 
5 Man könnte aber verſucht fein, gegen die vorſtehenden Aus— 
führungen den § 291 der Executionsordnung vom 27. Mai 1896, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 79, ins Feld zu führen. Denn § 291 beftimmt, daß 
nur inſoweit der Jahresbezug die Summe von 500 fl. überſteigt, 
der Execution unterworfen ſein ſollen: 1. Unterhaltsgelder 


und Penſionen, welche aus Stiftungen oder von Anſtalten ver⸗ 
abreicht werden, die zum Zwecke der Unterſtützung er⸗ 
richtet find, ſoferne dieſe Bezüge nicht an der Armenpflege unter⸗ 
ſtehende Perſonen verabfolgt werden und daher der Execution gänzlich 
entzogen find. Wenn alſo, könnte man argumentiren, in dieſem Um⸗ 
fange noch nicht behobene Stiftungsbezüge durch Executionsführung 
von Seite dritter Perſonen ihrem Zwecke entfremdet werden können, 
ſo muß ebenſo der Stiftling ſelbſt in gleichem Maße berechtigt ſein, 
nach Belieben über dieſelben zu disponiren und insbeſondere muß dies 
bezüglich anderer als der im § 291 nicht genannten Stiftungen un⸗ 
beſchränkt gelten,! bezüglich derer eine unbeſchränkte Executionsführung 
geſtattet iſt. 

Dagegen ſei aber zunächſt darauf verwieſen, daß das Geſetz mit 
der angeführten Beſtimmung lediglich dem Executen unter allen Um— 
ſtänden ein Exiſtenzminimum ſichern wallte, ohne daß es damit die 
Abſicht verband, die Frage der Zuläſſigkeit einer darüber hinaus- 
gehenden Execution zu entſcheiden. Daß aber die obige Argumentation 
unſtatthaft iſt, ergibt ſich aus den Conſequenzen, zu denen ſie führen 
müßte. Denn nach ihr wären die Gläubiger Desjenigen, welchem z. B. 
aus einer Stiftung ein Stipendium von mehreren tauſend Gulden 
zur Unternehmung einer wiſſenſchaftlichen Expedition verliehen, aber 
noch nicht ausgefolgt wurde, berechtigt, dasſelbe zu pfänden, und 
dieſe zur Forderung der Wiffenſchaft gewidmeten Stiftungseinfünfte 
müßten zur Bezahlung der Schulden eines Stiftlings verwendet 
werden! Was aber in dieſem Falle offenbar unzuläſſig iſt, muß auch; 
in jedem anderen Falle, in welchem eine ſtiſtungswidrige Verwendung 
von Stiftungsbezügen ſtattfinden ſoll, unzuläſſig ſein und ſtiftungs⸗ 
widrig iſt auch die Verwendung von Unterhaltsgeldern aus Stiftungen, 
zur Bezahlung von Schulden, die mit dem Stiftungszwecke nichts zu 
thun haben. 

Trotzdem iſt § 291 Executionsordnung durchaus nicht werth⸗ 
los, denn ſeine Abſicht, die Sicherung des Exiſtenzminimums für 
den Stiftling in den bezeichneten Fällen wird gerade erſt durch ihn 
erreicht. Wird nämlich auf Bezüge aus Stiftungen, die durch § 291 
nicht betroffen ſind, z. B. auf das oben genannte Stipendium 
Execution geführt, ſo wird über Antrag der von der Pfändung in 
Kenntniß geſetzten Stiftungsverwaltung die Stiftungsbehörde auf die 


1 Schon der Text des citirten § 291 zeigt, daß er ſich nur auf ſolche 
Stiftungen bezieht, welche Unterhaltsgelder oder Penſionen gewähren. Seine Re⸗ 
dactionsgeſchichte beweiſt aber, daß noch eine weitere Einſchränkung gemacht werden 
muß, da der Nebenſatz, „welche zum Zwecke der Unterſtützung errichtet ſind“ ſich 
unzweifelhaft anch auf „Stiftungen“ bezieht. Der entſprechende $ 288 der Re⸗ 
gierungsvorlage erwähnte nämlich nur die „zum Zwecke der Unterſtützung er⸗ 
richteten Stiftungen“ (II. Band, Seite 180, der vom k. k. Juſtizminiſterium 
herausgegebenen Materialien). Erſt der gemeinſame Beſchluß der Conferenz fügte 
die „Anſtalten“ hinzu und änderte den Wortlaut, ſo wie er im jetzigen § 291 
erſcheint (II., Seite 811 cit.). Der gemeinſame Bericht motivirt dieſe Aenderung 
damit, daß man das executionsfreie Minimum rückſichtlich ſolcher Bezüge nicht 
nur aus Stiftungen, fondern auch von andern Anſtalten, die zum Zwecke der 
Unterſtützung errichtet find, ſichern wollte (II., Seite 664 eit. ). j 


Verwirkung desſelben wegen ſtiftungswidriger Verwendung erkennen.! 
Damit wird das Pfandrecht des Gläubigers mangels eines Objectes 
wirkungslos, da dieſes, nämlich das Recht des Verpflichteten auf den 
Stiftungsbezug, wie durch eine eingetretene Reſolutivbedingung auf— 
gehoben wurde. Weder der Stiftling, noch der Gläubiger erhalten alfo 
in unſerem Falle etwas von der Stiftung, deren Einkünfte vielmehr 
ihrem Zwecke zur Gänze erhalten bleiben. 

Handelt es ſich hingegen um die im § 291 bezeichneten 
Stiftungen, ſo kann eine Execution nur auf den die Summe von 
500 fl. überſteigenden Theil des Jahresbezuges geführt werden. Der 
Betrag von 500 fl. kann alſo dem Stiftling unter allen Umſtänden 
ausbezahlt werden, und nur der darüber hinausgehende Theil wird 
— wenn die Stiftungsverwaltung nicht aus irgend welchem Grunde 
in die Ausfolgung an den Gläubiger einwilligt — für verwirkt er— 
klärt und eingezogen, da nur dieſer in Execution gezogen werden 
konnte. 

Ziehen wir aus den vorſtehenden Zeilen den Schluß, ſo müſſen 
wir wohl ſagen, daß die Ceſſion von Stiftungsbezügen rechtlich 
unzuläſſig iſt, weil dieſelben dadurch in rechtswidriger Weiſe dem 
Stiftungszwecke entfremdet werden. Iſt dies aber der Grund der Un— 
zuläſſigkeit, fo iſt damit zugleich gejagt, daß fie ausnahmsweiſe ftatt= 
haft iſt, ſoferne ihr Rechtsgrund im beſonderen Falle mit dem 
Stiftungszwecke in weſentlichem Zuſammenhange ſteht.? 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein Gemeindevertretungs⸗Beſchluß, welcher dahin geht, Maßregeln 
einer Behörde die Abſicht feindſeligen Vorgehens wider eine Natio⸗ 
nalität zu unterlegen, überſchreitet die Grenzen der freien Meinungs⸗ 
dußerung. 
Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes von Eger anläßlich der Auf⸗ 
löſung des Grazer Gemeinderathes. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 20. Januar 1899 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde der Gemeinde— 
vertretung von Eger, durch Dr. Friedrich Major de präs. 24. October 
1898, 3. 378 R.⸗G., wegen Verletzung des durch die Verfaſſung 
gewährleiſteten politiſchen Rechtes der freien Meinungsäußerung, zu 
Recht erkannt. 

Durch die mit den Entſcheidungen der k. k. Bezirkshauptmann— 
ſchaft in Eger vom 7. Juni 1898, 3. 17.525, der k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag vom 2. Juli 1898, Z. 102.739 und des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 3. September 1898, 3. 28.219, verfügte 
Unterſagung der vom Gemeindeausſchuſſe in Eger in der Sitzung 
vom 6. Juni 1898 beſchloſſenen Kundgebung hat eine Verletzung des 
der Gemeindevertretung nach Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, zuſtehenden politiſchen 
Rechtes der freien Meinungsäußerung nicht ſtattgefundeu. 

Gründe: In der Sitzung des Gemeindeausſchuſſes der Stadt 
Eger vom 6. Juni 1898 hat der Vorſitzende mitgetheilt, daß der 
Egerer Stadtrath anläßlich der Auflöſung des Grazer Gemeinderathes 
am 2. Juni 1898 ein Telegramm an den Grazer Bürgermeiſter 
Dr. Franz Graf abgeſendet habe. Daran anknüpfend hat der Gemeinde— 
ausſchuß nachſtehenden Beſchluß gefaßt: „Der Gemeindeausſchuß 
Eger ertheilt zu der dem Gemeinderathe der Landeshauptſtadt Graz 
anläßlich ſeiner Auflöſung bereits zum Ausdrucke gebrachten Dankes— 
und Vertrauenskundgebung des Stadtrathes die vollſte Zuſtimmung 
und begrüßt es mit beſonderer Anerkennung, daß der ſteiermärkiſche 
Landesausſchuß in der Abwehr jener offenkundig deutſchfeindlichen 
und nur der politiſchen Rancune entſprungenen Regierungsmaßregel mit 
mannhafter Feſtigkeit für die Wahrung der autonomen Freiheiten und 
Rechte eingetreten iſt.“ Mit dem Beſcheide der k. k. Bezirkshaupt— 
mannſchaft Eger vom 7. Juni 1898, 3. 17.525, wurde der Voll— 


Darüber, daß zu dieſem Ausſpruche die Stiftungsbehörden ausſchließlich 
competent ſind, vgl. oben Anmerkung 5. 

2 Dies wäre der Fall bei dem oben angeführten Beiſpiele: Jemand, dent 
ein Reiſeſtipendium aus einer Stiſtung verliehen wurde, wartet deſſen Auszahlung 
nicht ab, leiht ſich das Geld aus und cedirt dem Gläubiger das Recht auf den 
Bezug dieſes Stipendiums an Zahlungsſtatt. 
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zug dieſes Beſchluſſes wegen Ueberſchreitung des im § 28 der Ge— 
meindeordnung feſtgeſetzten Wirkungskreiſes unterſagt. Die k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag hat mit der Entſcheidung vom 2. Juli 1898, 
3. 102.739, dem gegen dieſe Unterſagung ergriffenen Recurſe in der 
Erwägung keine Folge gegeben, daß die fragliche Kundgebung die 
Grenzen einer bloßen Meinungsäußerung überſchreitet. Auch das k. k. 
Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 3. September 
1898, 3. 28.219, dem Miniſterial-Recurſe aus den Motiven der 
angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben. 

Der Gemeindeausſchuß der Stadt Eger erachtet ſich durch die 
angefochtenen Entſcheidungen in dem Rechte der freien Meinungs: 
äußerung verletzt, u. zw. aus folgenden Gründen: Es kann nicht zu⸗ 
gegeben werden, daß durch den in Rede ſtehenden Beſchluß der 
Wirkungskreis der Gemeinde überſchritten wurde, denn kaum etwas 
berührt die Intereſſen einer Gemeinde näher, als die Erörterung der 
Gründe, aus welchen eine andere Gemeindevertretung aufgelöſt wurde. 
Dem ſteht der § 28 der Gemeinde-Ordnung nicht entgegen, denn ab— 
geſehen davon, daß auch nach dieſem der ſelbſtſtändige Wirkungskreis 
der Gemeinde Alles umfaßt, was die Intereſſen der Gemeinde zunächſt 
berührt, iſt die darin enthaltene Aufzählung nicht tarativ und unter— 
liegt es keinem Zweifel, daß zu den dort aufgezählten Rechten auch 
die in den Staatsgrundgeſetzen vom 21. December 1867 gewährleiſteten 
Rechte gehoren. Es wurden aber durch die unterſagte Kundgebung auch 
nicht die Grenzen einer bloßen Meinungsäußerung überſchritten. Es 
gibt kein Geſetz, welches dem Staatsbürger verbietet, ſeine Meinung 
über eine Regierungsmaßregel zu äußern, und kein Geſetz, welches die 
Ausdrücke vorſchreibt, in welchen das zu geſchehen hat. Die einzige 
diesbezügliche Schranke iſt das Strafgeſetz, und dieſem widerſtreitet 
die beanſtändete Kundgebung nicht. Ebenſo, wie es geſtattet iſt, eine 
Regierungsmaßregel als einer beſtimmten Beſtrebung freundlich zu be— 
zeichnen, muß es geſtattet ſein, ſie feindlich zu nennen und ſo, wie 
eine Regierungsmaßregel als dem Wohlwollen entſprungen bezeichnet 
werden kann, kann die geſetzliche Schranke noch nicht als überſchritten 
angeſehen werden, wenn das Motiv in einem politiſchen Grolle, 
einer politiſchen Rancune geſucht wird. Demgemäß wird gebeten, zu 
erkennen, es ſei durch die angefochtenen Entſcheidungen das Recht der 
freien Meinungsäußerung verletzt worden. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde von dem Vertreter des 
k. k. Miniſteriums des Innern geltend gemacht: Der ſiſtirte Beſchluß 
des Gemeindeausſchuſſes zerfalle in zwei Theile. Der erſte Theil be— 
ſtehe aus der Genehmigung einer Kundgebung des Stadtrathes; das 
ſei eine poſitive Verfügung, alſo mehr als eine bloße Meinungs- 
äußerung. Der zweite Theil, die eigene Kundgebung des Gemeinde— 
ausſchuſſes, gehe ebenfalls über den Rahmen einer erlaubten Meinungs- 
äußerung hinaus. In ſeiner Totalität bilde der Beſchluß eine un— 
erlaubte Demonſtration gegen eine Regierungsmaßregel, überſchreite 
den Wirkungskreis der Gemeinde und das Gebiet einer bloßen Mei— 
nungsäußerung, ſei alſo mit geſetzlicher Begründung ſiſtirt worden. 

Das k. k. Reichsgericht ging bei feinem Erkenntniſſe von nad) 
ſtehenden Erwägungen aus: 

Nach Artikel 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, ſteht Jedermann, ſomit auch Gemeinde— 
vertretungen, das Recht zu, die Meinung innerhalb der geſetzlichen 
Schranken frei zu äußern. ’ ö 

Dieſe letztere Beſchränkung läßt es nicht zuläſſig erſcheinen, 
Maßregeln einer Behörde die Abficht zu unterlegen, wider eine Na— 
tionalität feindſelig vorzugehen und ſich nur vom Gefühle des Grolles 
(der Rancune), ſonach von verwerflichen Motiven leiten zu laſſen. 

Da nun in der beanſtändeten Reſolution eine ſolche Abſicht als 
offenkundig hingeſtellt und hiedurch die Grenze der freien Meinungs- 
äußerung überſchritten wurde, jo vermag in den angefochtenen Ver⸗ 
fügungen eine Verletzung des Rechtes der freien Meinungsäußerung 
nicht erkannt zu werden. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 20. Jänner 1899, 3. 12.) 


Ein über die Zweckmäßigkeit einer Regierungsmaßregel gefaßter 
Gemeindevertretungs⸗Beſchluß begreift, wenn mit dem Beſchluſſe der 
Verſuch verbunden wird, auf die fragliche Regierungsmaßregel einen 
Einfluß zu nehmen, eine über die freie Meinungsäußerung hinaus⸗ 
gehende Action. 8 8 
Beſchluß des Stadtrathes von Lemberg, betreffend die Aufhebung 
des Ausnahmszuſtandes in Galizien. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 21. Jänner 1899 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Stadt⸗ 
rathes der Stadtgemeinde Lemberg durch Dr. Alexander Pomianowoli, 
de präs. 30. November 1898, 3. 402 R.⸗G., wegen Verletzung des 
verfaſſungsmäßig gewährleiſteten politiſchen Rechtes der freien Meinungs— 
äußerung, zu Recht erkannt: 0 Er 

Durch die Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Lemberg vom 
24. September 1898, 3. 10.843 Präs., und des k. k. Miniſteriums 


des Innern vom 7. November 1898, Z. 35.716, hat eine Verletzung 
des der Gemeinde der kön. Landeshauptſtadt Lemberg, beziehungs— 


weiſe deren Vertretung laut Artikel 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R.-G.-Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes der 
freien Meinungsäußerung nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Der Stadtrath der kön. Landeshauptſtadt Lemberg 
hat in ſeiner Sitzung vom 22. September 1898 nachſtehenden Be— 
ſchluß gefaßt: „Die Vertretung der kön. Landeshauptſtadt Lemberg 
ſpricht die Ueberzeugung aus, daß eine längere Dauer des Ausnahms— 
Zuſtandes in den davon betroffenen 33 Bezirken nicht nothwendig, 
geſetzlich nicht begründet ift, und daß derſelbe im Intereſſe des Landes 
und ſeiner Bewohner unverzüglich aufgehoben werden ſoll. Die Ver⸗ 
tretung der kön. Landeshauptſtadt Lemberg ermächtigt den Präſidenten, 
obigen Beſchluß dem k. k. Statthalter im kurzen Wege mitzutheilen.“ 
Der Stadt-Präſident erwirkte am 23. September 1898 eine Audienz 
beim Statthalter und theilte den gefaßten Beſchluß demſelben mit; 
es wurde jedoch der Vollzug dieſes Beſchluſſes vom k. k. Statthalter 
mit Erlaß vom 24. September 1898, 3. 10.843, verboten, und 


zwar mit der Begründung, daß der fragliche Beſchluß ſowohl bezüglich ' 


der Form, als auch des Inhaltes über den geſetzlichen Wirkungskreis 
des Stadtrathes, ſowie nicht minder über die Berechtigung hinaus— 
geht, wie ſolche aus dem Titel der allgemeinen bürgerlichen Rechte, 
namentlich des Petitionsrechtes, ſowie des Rechtes der freien Meinungs— 
äußerung dem Stadtrathe zuerkannt werden könnte. Gegen dieſen Er— 
laß überreichte der Stadtrath als Vertreter der Gemeinde den Recurs 
an das k. k. Miniſterium des Innern, welches jedoch demſelben keine 
Folge gab, und die Abweiſung damit begründete, „daß der ſiſtirte 
Beſchluß ſich als eine Verfügung des Stadtrathes darſtellt, welche im 
Hinblicke auf den Inhalt der dem Stadt⸗Präſidenten ertheilten Voll⸗ 
macht die geſetzlichen Grenzen des Wirkungskreiſes der Stadtgemeinde 
Lemberg überſchreitet.“ Wenn auch durch dieſe Entſcheidung jene der 
Statthalterei eingeſchrankt wurde, fo ſtimmen doch beide Erläſſe darin 
überein, daß dem Stadtrathe das Recht der Meinungsäußerung über 
die Verhängung des Ausnahmszuſtandes über 33 Bezirke Galiziens, 
ſowie die Mittheilung dieſer Meinungsäußerung an den Statthalter 
zur Kenntnißnahme abgeſprochen wurde. Hierin erblickt der Stadtrath 
die Verletzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen 
Rechtes der freien Meinungsäußerung und begründete dies mit den 
Argumenten der reichsgerichtlichen Erkenntniſſe vom 18. April und 
19. April 1887. Die vorliegende Angelegenheit habe mit dem ſtädti— 
ſchen Statute nichts zu ſchaffen, denn es handle ſich weder um An— 
gelegenheiten der Gemeinde, noch um das Gemeinde-Statut, ſondern 
um die Ausübung politiſcher Angelegenheiten. Ueberdies enthält der 
beanſtändete Beſchluß weder eine Verfügung, noch eine Verordnung 
und beſchränkt ſich lediglich auf die Aeußerung einer Meinung und 
die Mittheilung derſelben an das berufene Regierungsorgan. Die 
Argumentation des k. k. Miniſteriums des Innern ſei nicht zutreffend, 
denn die Gemeinde habe ihrem Präſidenten keine Special-Vollmacht 
ertheilt, ſondern habe im Sinne des $ 55 des ſtädtiſchen Statuts 
den Präſidenten zur Mittheilung ihrer Meinungsäußerung an den 
Statthalter benützt. Selbſt dann, wenn man annehmen wollte, daß 
der Stadtrath nicht nur einen ſeine Meinungsäußerung beinhaltenden 
Beſchluß faßte, ſondern weiter ging und beſchloß, dieſe Meinungs- 
äußerung zur Kenntniß des Statthalters zu bringen, ſeien die angefochtenen 
Entſcheidungen nicht gerechtfertigt, da es nicht angehe, aus dieſem 
Grunde den Vollzug des ganzen Beſchluſſes zu verbieten, ſondern im 
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äußerſten Falle lediglich die Mittheilung an den Statthalter. Es ſei 
aber in dieſer Richtung der Beſchluß nur die logiſche Vervollſtändigung 
des eigentlichen die Meinungsäußerung enthaltenden Beſchluſſes, habe 
für ſich allein keine Bedeutung und ſei geradezu nothwendig, damit 
die Meinungsäußerung zur Kenntniß Desjenigen komme, der in erſter 
Linie von derſelben unterrichtet zu ſein berufen iſt. Hiernach wird 
gebeten, zu erkennen: 1. es ſei durch die angefochtenen Entſcheidungen 
das der kön. Landeshauptſtadt Lemberg, beziehungsweiſe deren Ver⸗ 
tretung im Artikel 13 des Staatsgrundeſetzes vom 21. December 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. 142, gewährleiſtete Recht der freien Meinungsäußerung 
verletzt worden; 2. es werden die angefochtenen Entſcheidungen als 
mit den geltenden Geſetzen unvereinbar aufgehoben. 

Das k. k. Miniſterum des Innern hat eine Gegenſchrift nicht 
erſtattet; bei der mündlichen Verhandlung wurde aber von Seite des 
Miniſterial-Vertreters Folgendes geltend gemacht: Die Frage des 
Wirkungskreiſes der Gemeinde komme hier allerdings nicht in Betracht, 
es handle ſich nur um die Ueberſchreitung des Rahmens einer Mei⸗ 
nungsäußerung. Diesfalls liege aber in dem Beſchluſſe des Lemberger 
Stadtrathes mehr vor als eine bloße Meinungsäußerung, denn der 
Stadtrath habe auch beſchloſſen, daß der Bürgermeiſter ſich zu dem 
Statthalter begebe, um ihm den Beſchluß mitzutheilen. Dies ſei eine 
Verfügung, ſonach gehe der Beſchluß im Sinne der conſtanten reichs— 
gerichtlichen Judicatur über den Rahmen einer Meinungsäußerung 
hinaus. Da der Beſchluß eine untheilbare Einheit bilde, habe er 
aber nur im Ganzen ſiſtirt werden können. 

Das k. k. Reichsgericht ging bei ſeinem Erkenntniſſe von nach— 
ſtehenden Erwägungen aus: 

Allerdings ſteht nach Artikel 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 
31. December 1867, R.⸗G. Bl. Nr. 142, Jedermann, daher auch Ge— 
meinden und deren Vertretungen das Recht zu, die Meinung inner— 
halb der geſetzlichen Schranken frei zu äußern; im vorliegenden 
Falle aber wurden dieſe Schranken überſchritten. 

Der Stadtrath hat ſich nicht damit begnügt, ſeine Meinung über 

die Zweckmäßigkeit des Andauerns des Ausnahmszuſtandes zu äußern, 
ſondern er hat auch veranlaßt, daß dieſe Meinungsäußerung dem 
Statthalter im kurzen Wege mitgetheilt werde. 
Hierin liegt der Verſuch, auf die im Beſchluſſe erwähnte Re— 
gierungsmaßregel einen Einfluß zu nehmen, welche dem Stadtrathe 
nicht zuſteht, woraus ſich die eigentliche Bedeutung des ein untrenn— 
bares Ganzes bildenden Beſchluſſes, als eine, den Rahmen einer 
bloßen Meinungsäußerung überſchreitenden, nach Außen gerichteten 
Action ergibt. 

Demgemäß iſt die vorliegende Beſchwerde als unbegründet zurück— 
zuweiſen. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 21. Jänner 1899, Z. 14.) 


Die Pfandrechtsvormerkung für beſtrittene, nur im Rechtswege er⸗ 
weisliche Anſprüche iſt über Anſuchen der Verwaltungsbehörde nicht 
zu bewilligen. 

Das k. k. Kreisgericht Brüx hat mit Beſcheid vom 1. Februar 1898, 
G.⸗Z. 371/1 Grundbuch Brüx, das in Befolgung des Erlaſſes des 
böhmiſchen Landes-Ausſchuſſes vom 2. December 1897, 3. 78.608, 
vom Bezirksausſchuſſe in Brüx⸗Katharinaberg am 6. Jänner 1898, 
Z. 2458, geſtellte Anſuchen um die einer Rechtfertigung im Proceß— 
wege nicht bedürfende Vormerkung des Pfandrechtes für die Erſatz— 
forderung der landwirthſchaftlichen Bezirks-Vorſchußcaſſe in Brüx per 
16.637 fl. auf die dem ehemaligen Vorſtandsmitgliede Joſef W. ge— 
hörigen Realitäten in der Einl.-Z. 371, 802 und 2911 der Cata⸗ 
ſtralgemeinde Brüx abgewieſen; weil in dem Eingangs genannten Ge— 
ſuche ſelbſt angeführt wird, daß bezüglich des Abganges oder des 
Deficites, bezüglich deſſen die Vormerkung angeſtrebt wird, die Mit- 
glieder der Direction der landwirthſchaftlichen Bezirks-Vorſchußcaſſe Brüx 
eventuell im Rechtswege heranzuziehen ſein werden, und weil aus den 
§§ 38 und 41 G.⸗G. zu entnehmen iſt, daß die Pfandrechtsvor— 
merkung für Anſprüche, deren Beſtand beſtritten iſt und nur auf dem 
ordentlichen Rechtswege feſtgeſtellt werden kann, auf Einſchreiten einer 
Verwaltungsbehörde nicht zuläſſig iſt; weil für die Sicherſtellung 
ſolcher Anſprüche die Vorſchriften der Hofdeerete vom 18. September 
1786, Nr. 577 J.⸗G.⸗S., und vom 24. October 1806, Nr. 789 
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L.⸗G.⸗Bl. keine Anwendung haben, zumal nach dem letzteren Hof— 
decrete die Adminiſtrativbehörden die Sicherſtellung nur ſolcher 
Forderungen zu veranlaſſen und nur bezüglich ſolcher die Gerichts⸗ 
behörden anzugehen haben, welche zum gerichtlichen Verfahren nicht 
geeignet ſind und über welche den politiſchen Behörden allein die 
Unterſuchung und Entſcheidung zuſteht; und weil nach Artikel III 
Abſatz 2 des Einführungsgeſetzes zur Executionsordnung vom 27. Mai 
1896, Nr. 78 R.⸗G.⸗Bl., ſoweit nach dieſen Vorſchriften wegen 
Sicherſtellung und Einbringung der im erſten Abſatze bezeichneten 
Anſprüche und Forderungen ein gerichtliches Verfahren ſtattfindet, in 
Anſehung der Bewilligung und Durchführung der Execution oder des 
Sicherungsverfahrens die Beſtimmungen der Executionsordnung zur 
Anwendung zu kommen haben. 

Ueber Recurs des Obmannes des Ausſchuſſes des Brüx-Katha⸗ 
rinaberger Vertretungsbezirkes hat das k. k. Oberlandesgericht in Prag 
mit Beſchluß vom 22. März 1898, G.-Z. R. I. 113—98/2 den an⸗ 
gefochtenen Beſcheid abgeändert, die angeſuchte Vormerkung bewilligt 
und zur Rechtfertigung dieſer Vormerkung durch Ueberreichung der 
Klage bei dem zuſtändigen Gerichte die vierzehntägige Friſt beſtimmt; 
denn nach § 2 des Geſetzes vom 30. Juni 1896, Nr. 56 L. -G. Bl. 
für das Königreich Böhmen, hat das Stammvermögen der landwirth— 


ſchaftlichen Bezirks-Vorſchußcaſſen einen rechtlich⸗ öffentlichen Charakter, 


zur ungeſchmälerten Erhaltung ihres Vermögens unterliegen die land— 
wirthſchaftlichen Bezirks-Vorſchußcaſſen der unmittelbaren Aufſicht des 
Bezirksausſchuſſes und in oberer Inſtanz des Landes-Ausſchuſſes. Es unter— 
liegt daher keinem Zweifel, daß die oberwähnten Aufſichtsbehörden nach 
58 50 und 55 des citirten Geſetzes legitimirt find, nach Zulaß des $ 38 
lit. c G.⸗G. die Sicherſtellung von Anſprüchen der landwirthſchaft— 
lichen Bezirks-Vorſchußcaſſen zu verfügen. Vorliegendenfalls handelt es 
ſich um Erſatzanſprüche der landwirthſchaftlichen Bezirks-Vorſchußcaſſe 
in Brür gegen ein ehemaliges Ausſchußmitglied, welches nach § 48 
des citixten Geſetzes für den durch Nichterfüllung ſeiner Obliegen— 
heiten verurſachten Schaden verantwortlich iſt. Die Erſatzanſprüche 
aus dem Titel dieſer Verantwortlichkeit ſind nach der Beſtimmung 
des § 48 Abſatz 2 des eitirten Geſetzes im ordentlichen Rechtswege 
geltend zu machen. Und eben auf dieſe Beſtimmung des § 48 Ab— 
ſatz 2 des citirten Geſetzes gründet ſich die abweisliche Erledigung 
des fraglichen Tabulargeſuches durch das k. k. Kreisgericht in Brit, 
indem aus den Beſtimmungen der Hofdecrete vom 18. September 1786, 
Nr. 577 J.⸗G.⸗S., und vom 24. October 1806, Nr. 789 J.-G.⸗S., 
deducirt wird, daß die Vorſchrift des § 38 lit. e G.⸗G. nur ſolche 
Anſprüche betrifft, über welche abzuſprechen ausſchließlich die admini⸗ 
ſtrativen Behörden berufen ſind, keineswegs aber auf ſolche Anſprüche 
anzuwenden iſt, deren Beſtand im ordentlichen Rechtswege feſtzuſtellen 
iſt. Die Anſicht der erſten Inſtanz kann jedoch nicht gebilligt werden, 
weil im § 39 lit. e G.⸗G. ein ſolcher Unterſchied nicht gemacht 
wird, und der Umſtand, ob über den Beſtand des ſicherzuſtellenden 
Anſpruches endgiltig abzuſprechen die adminiſtrativen oder aber die 
Gerichtsbehörden berufen ſind, nur die Frage alterirt, ob die bewilligte 
Vormerkung im ordentlichen Rechtswege zu rechtfertigen iſt oder nicht. 
Handelt es ſich um eine der Competenz der ordentlichen Gerichte 
unterliegende Forderung, ſo iſt zwar die Vormerkung nach Zulaß des 
§ 38 lit. e G.⸗G. zu bewilligen, zugleich aber die geſetzmäßige Friſt 
zur Rechtfertigung im Rechtswege zu beſtimmen. Aus dieſen Gründen 
war der angefochtene Beſcheid in der obangeführten Weiſe abzuändern. 

In Folge Reviſionsrecurſes des Joſef W. hat der k. k. Oberſte 
Gerichtshof unterm 24. Juni 1898, Zahl 8715, den Beſchluß ge— 
faßt, es werde dem Reviſionsrecurſe ſtattgegeben, der angefochtene 
Beſchluß des k. k. Oberlandesgerichtes abgeändert und jener des 
k. k. Kreisgerichtes in Brüx aus deſſen richtigen Gründen wieder— 
hergeſtellt, zumal durch die Beſtimmung des § 48 des Geſetzes vom 
30. Juni 1896, Nr. 56 L.⸗G.⸗Bl., wonach Erſatzanſprüche aus der 
Haftungspflicht der Mitglieder der Direction einer landwirthſchaft— 
lichen Vorſchußcaſſe im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen 
ſind, die Befugniß der einſchreitenden Verwaltungsbehörde zu der an⸗ 
geſtrebten Sicherſtellung ausgeſchloſſen erſcheint, da ihr dieſe Befugniß 
nach Maßgabe des Hofdecretes vom 24. October 1806, Z. 789 J.-G.⸗S., 
nur dann zuſtünde, wenn ſie ſelbſt zur Unterſuchung und Entſchei— 
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Notiz. 


(Ueber ein Urtheil in Sachen der Verabfolgung von milden 
Gaben an ſogenannte „arme Reiſende.) berichtet die „Deutſche Gem. 
Zeitung“ Nachſtehendes: Für den Kreis Plön iſt im Jahre 1892 eine Polizei⸗ 
verordnung erlaſſen worden, die das Verabreichen von Gaben irgend welcher Art 
an Wanderbettler unter Strafe ſtellte. Dieſe Polizeiverordnung war vom Land⸗ 
gericht in Kiel in Anlaß eines Specialfalles für rechts ungiltig erklärt, da ſie einen 
unzuläſſigen Eingriff in die freie Verfügung des Einzelnen über fein Vermögen 
enthalte. Habe ſich im Kreiſe Plön die Bettelei zu einer großen Landplage ent⸗ 
wickelt, ſo bleibe nichts Anderes übrig, als Maßnahmen gegen die Bettler ſelbſt zu 
ergreifen. Gegen das Urtheil des Landgerichts legte die Staatsanwaltſchaft die Revi⸗ 
ſion ein, jo daß ſich auch das Kammergericht, als höchſter Gerichtshof in Landes: 
ſtrafſachen, mit der Frage befaſſen mußte, ob es Jemandem polizeilich verwehrt 
werden kann, hungernden Wanderern eine kleine Gabe als Wegezehrung zu geben. 
Das Kammergericht kam zu der Anſicht, daß die Polizeiverordnung zu Recht beſtehe. 
Aus der Begründung des Urtheils vom 10. November v. J. entnehmen wir das 
Folgende: „Die Polizeiverordnung wolle den Gefahren entgegentreten, die in Folge 
der Ueberhandnahme von bettelnden Wandersleuten im Kreiſe Plön der öffent⸗ 
lichen Sicherheit und dem Privateigenthum, fowie der Geſundheit der Bewohner 
drohten. Die Polizeiverordnung findet ſomit ihre geſetzliche Grundlage in dem 
§ 6a, f und i der Verordnung vom 20. September 1867, beziehungsweiſe in dem 
Geſetze über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850. Es erſcheine im öffent⸗ 
lichen Intereſſe zuläſſi die freie Verfügungsgewalt des Einzelnen über ſein Vers 
mögen in der Weiſe, wie es in der Polizeiverordnung geſchehen, zu beſchränken.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Ingenieur der Statthalterei in Trieſt, Natale 
Tom m aſi, das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Wenzel 
Boog anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Adelſtand verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Johann Ritter v. Czezowsky 
zum Statthaltereirathe bei der Statthalterei in Lemberg ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Einreihung der Redacteure des Reichs-Geſetzblattes 
Stanislaus Nowinski und Jur.-Dr. Franz Preißler ad personam in die 
VII. Rangsclaſſe der Staatsbeamten genehmigt. 

Sc. Majeſtät haben dem Oberingenieur des mähr. Staatsbaudienſtes Fer: 
dinang Hielle anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter 
eines Baurathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Zahlmeiſter des Zahlamtes in Klagenfurt 
Lorenz Madritſch zum Director der Finanz-Landescaſſe in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat beim Hauptmünzamte den mit dem Titel und 
Charakter eines Bergrathes bekleideten Oberwardein Joſef Heckle zum Haupt⸗ 
caſſier, den mit dem Titel und Charaker eines Oberwardeins bekleideten Wardein 
Johann Wienke zum Oberwardein und den Probierer Dr. Heinrich Peterſon 
zum Oberwardein extra statum ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Ludwig Aichmann, Otto 
Tiroch, Friedrich Pruſchak und Rudolf Ritter Nunnen macher v. Röllfeld 
zu Rechnungsräthen, den Rechnungsrevidenten der n.⸗5. Finanz⸗Landesdirection 
Anton Keil und die Rechnungsofficiale Theodor Antropp, Anton Baumann, 
Joſef Engel, Anton Freiwillig, Auguſt Genizzi, Ferdinand Görlich, 
Stefan Grund, Franz Kammerlander, Friedrich Krajiée, Anton Kraus, 
Joſef Kutſcher, Franz Joſef Simon, Ferdinand Swoboda, Hubert Swoboda, 
Robert Türk, Joſef Urban, Leopold Zehethuber und Guſtav Zinner zu 
Rechnungsrevidenten im Perſonalſtande der Rechnungs- und Fachrechnungs⸗Depar⸗ 
tements des Finanzminiſteriums ernannt. 


Erledigungen. 


1 Rechnungsrevidentenſtelle in der IX., eventuell 1 Rechnungs⸗ 
Officials⸗ und Rechnungs⸗Aſſiſtentenſtelle in der X., bezw. XI. Rangs⸗ 
claſſe bei der mähr. Statthalterei bis 20. März. (Amtsblatt Nr. 55.) 

Directorsſtelle in der VI., eventuell Controlorsſtelle in der 
VII, Rangsclaſſe, weiters 1 oder 2 Hauptcaſſiers-, eventuell 1 oder 2 Caſſa⸗ 
Adjuncten⸗Officials⸗ und Aſſiſtentenſtellen in der VIII., beziehungs⸗ 
weiſe IX., X. und XI. Rangsclaſſe bei der n.⸗ö. Landes⸗Haupteaſſe in Wien bis 
1. April 1899. (Amtsblatt Nr. 53.) 

1 Kanzlei⸗Adjunctenſtelle bei den leitenden Finanzbehörden in Nieder⸗ 
öſterreich, eventuell 1 Kanzlei-Officialsſtelle, eventuell 1 Kanzliſten⸗ 
ftelle bis 5. April 1899. (Amtsblatt Nr. 55.) 

Mehrere Finanzceommiſſärs⸗ und Steuerinſpectors⸗, bezw. 
Finanzconcipiſtenſtellen in Niederöſterreich bis 5. April 1899. (Amts⸗ 
blatt Nr. 55.) 

1 Bezirksſecretärsſtelle in der X. Rangscaſſe in Niederöſterreich, dann 
1, eventuell mehrere Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der Statt⸗ 
halterei in Wien oder bei einer Bezirkshauptmannſchaft in Niederöſterreich bis 
16. April 1899. (Amtsblatt Nr. 53.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 11 und 12 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


